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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 123. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 13. Januar 1956 


1. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


2. Abgeordneter 
Dr, Mommer 


3. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


4. Abgeordneter 
Blachstein 


5. Abgeordneter 
Maier (Freiburg) 


Wann werden die Trümmer gesprengter 
Bunker beseitigt, die im Kreise Ludwigsburg 
die Landschaft verunzieren und gutes Acker- 
land unbestellbar machen? 

Hat die Bundesregierung den Versuch gemacht, 
sich die Unterstützung der drei Westmächte 
für die Zulassung der Deutschen Lufthansa 
im Berlinverkehr zu sichern, und wird sie 
die Herstellung der diplomatischen Beziehun- 
gen zur Sowjetunion benutzen, um die not- 
wendige Zustimmung der Sowjetunion zu 
erreichen ? 

Hat die Bundesregierung versucht, das in der 
Bundestags-Drucksache 1856 erwähnte Ab- 
kommen über den kleinen Grenzpostverkehr 
mit den Niederlanden auch mit anderen Nach- 
barstaaten der Bundesrepublik zu erreichen? 

Warum wird die Beantwortung von Fragen, 
die aus Zeitmangel in der Fragestunde nicht 
mehr aufgerufen werden können, von ein- 
zelnen Fachministerien wochenlang verzögert? 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um dem Sinn der Fragestunde - die umge- 
hende Beantwortung der gestellten Fragen - 
zu genügen und ihrer Auskunftspflicht gegen- 
über dem Parlament ohne Verzögerung nach- 
zukommen? 

Kann die Bundesregierung einen Termin an- 
geben, an dem die Verhandlungen über das 
Brückenbauprojekt Kehl-Straßburg zum Ab- 
schluß kommen, damit die für die Stadtver- 
waltung Kehl so hemmende Straßenbau-Stopp- 
verordnung aufgehoben werden kann? 


Drude: Budidruckerel Peter Meier, Buisdor f/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



6. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung die im 

Maier (Freiburg) Gesetz über die Einkommensteuerreform vor- 
gesehene Rechtsverordnung für die steuer- 
begünstigten Kapitalansammlungsverträge zu 
erlassen, damit endlich der Steuerzahler solche 
Verträge abschließen und seine Steuerkarte 
entsprechend berichtigen lassen kann? 

Gedenkt der Herr Bundesfinanzminister den 
Personenkreis der aus amerikanischer Kriegs- 
gefangenschaft Heimgekehrten in das Kriegs- 
folgenschlußgesetz einzubeziehen, nachdem 
diesen Soldaten die US-Dollarschecks für 
dort geleistete Arbeit nach ihrer Heimkehr 
von der Abwidclungsstelle für Kriegsgefan- 
genen-Gelder nur mit einem Bruchteil des 
Scheckwertes in DM eingelöst wurden? 

Billigt das Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen ein Schreiben der Bun- 
despostdirektion Nürnberg vom 10. Dezem- 
ber 1955 an einen Bediensteten mit folgen- 
dem Text: 

„P 1 Nürnberg, den 10. 12. 55 

556 

Ihre Abordnung zum Postamt Nürnberg 3 
ist aufgehoben. Sie haben sich am Montag, 
den 12. 12. 55, beim Postamt Erlangen zum 
Dienstantritt zu melden. 

Im Auftrag 
gez. Unterschrift 
(unleserlich)” 

Was wird das Bundespostministerium tun, 
damit solche längst überholten „Amtskom- 
mando "-Schreiben an Bedienstete der Bundes- 
post nicht mehr hinausgehen? 

9. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher getan, 
Könen (Düsseldorf) um dem in der 1 6. Sitzung der Hambur- 
gischen Bürgerschaft vom 28. September 1955 
einstimmig gefaßten Beschluß zu entsprechen, 
wonach die Bundesregierung erneut gebeten 
wurde, alle zweckdienlidien Maßnahmen zu 
ergreifen, um das gesamte Gebiet des Natur- 
sdiutzparkes der Lüneburger Heide vor 
Truppenübungen zu schützen und zur Erhal- 
tung des einzigen deutschen Natursdiutzpar- 
kes auch Bundesmittel in angemessener Höhe 
bereitzustellen ? 

Stimmt es, daß den britischen Truppen kein 
Ersatz gelände angeboten worden ist? 


8. Abgeordneter 
Seidel (Fürth) 


7. Abgeordneter 
Dr. Vogel 
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10. Ab^eor Inetcr 
Ritzel 


11. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickcl) 


i2. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, zu- 
gunsten der deutschen Bevölkerung die gleichen 
Maßnahmen zu treffen, die er zugunsten der 
Angehörigen der alliierten Streitkräfte in einer 
Durchführungsverordnung zum Truppenzoll- 
gesetz getroffen hat, wonach beim Passieren 
der Grenze anläßlich der Einreise bzw. Rüdc- 
reise nach Deutschland 20 Zigaretten oder 
10 Zigarren oder 50 g Rauchtabak, außerdem 
500 g Kaffee oder 100 g Kaffeeauszüge, 100 g 
Tee und eine Flasche Trinkbranntwein mit 
einem Liter Inhalt zollfrei eingeführt werden 
dürfen? 

Aus welchem ^ Grunde wurde vom Herrn 
Bundesarbeitsminister bei der Verabschiedung 
des Dritten Gesetzes zur Änderung des Sozi- 
alversicherungs-Anpassungsgesetzes vom 3. Ok- 
tober 1955 nicln darauf hingewiesen, daß 
nach Artikel 7 1 des Einführungsgesetzes zur 
RVO vom 19. Juli 1911 für Hinterbliebene 
der Versicherten, die am 1. Januar 1912 be- 
reits verstorben waren, kein Anspruch besteht? 

Hat sich der Herr Bundesarbeitsminister da- 
mit den Ausführungen der damaligen Reichs- 
regierung angeschlossen, die in der 12. Legis- 
aturperiode 11. Session Anlage 1035 S. 567 
erklärte, daß man 

„der Witwe eines Tagelöhners (Arbeiter) 
unbedenklich zumuten dürfe, 
Tagelöhnerarbeiten zu verrichten”, während 
sich die „Witwen der Angestellten beliebigen 
Erwerbsformen nicht so leicht anpassen 
könnten ?” 

Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 
daß die öffentliclikeit es nicht versteht, daß 
bisher in allen Rentenerhöhungsgesetzen trotz 
ständiger Hinweise die Teilnehmer des ersten 
Weltkrieges denen des zweiten Weltkrieges 
nicht gleichgestellt sind? 

Ist bekannt, daß diese Personen bis zu 25 DM 
weniger Rente im Monat haben als diejenigen, 
die in der Zeit von 1914 bis 1918 in der 
Heimat verblieben und währenddessen die 
höchste Bcitragsklasse in der Invalidenver- 
sicherung kleben konnten ? 

Beabsichtigt der Herr Bundesarbeitsminister 
zur Wiederherstellung der sozialen Gerechtig- 
keit und zur Beseitigung der großen Unter- 
schiede zwischen diesen Bevölkerungsgruppen 
ein Beiträgslückengesetz vorzulegen, damit 
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13. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


14. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


!5. Abgeordneter 
Massoth 


16. Abgeordneter 
Dr. Friedensburg 


auch unverschuldete Arbeitslosigkeit, Militär- 
dienstzeiten vor dem und Teilnahme am ersten 
Weltkrieg den Versicherten an- und aufge- 
rechnet werden ? 

Billigt der Herr ßundesfinanzminister die 
Stellenausschrcibung der Oberfinanzdirektion 
Hamburg, wonach für die zum 1. April 1956 
cinzustellenden Steueranwärter „nur ehemalige 
Berufssoldaten, die unter den Personenkreis 
des Gesetzes zu Art. 13 1 GG fallen und im 
Besitz eines Unterbringungsscheins odej einer 
Anrechenbarkeitsbescheinigung sind,” berück- 
sichtigt werden können? Wie rechtfertigt sich 
diese einseitige Bevorzugung der Berufssol- 
daten gegenüber heimatvertriebenen Beamten, 
die ebenfalls unter das Gesetz zu Art. 131 GG 
fallen? Wie ist diese Ausschreibung außerdem 
mit § 19 Abs. 1 Buchstabe b der Laufbahn- 
verordnung zu vereinbaren, wonach Anwärter 
für die mittlere Laufbahn nicht älter als 
31 Jahre sein dürfen? 

Hält der Herr Bundespostminister es mit den 
gesetzlichen Vorschriften über die parteipoli- 
tische Neutralität der Beamten für vereinbar, 
daß der Amtsvorsteher Fäustel des Postamts 
Iserlohn am 1 8. November 1955 alle abkömmli- 
chen Beamten und Dienstanfänger dienstlich auf- 
gefordert hat, im Unterrichtsraum des Postamts 
von 9,30 bis 13 Uhr an dem Vortrag eines 
Dr. Günther von der „Arbeitsgemeinschaft 
demokratischer Kreise” über die von der 
jetzigen Bundesregierung betriebene Innen- 
und Außenpolitik teilzunehmen? 

Ist dem Herrn Bundesinnenminister bekannt, 
daß es im Frühjahr 1956 wiederum nicht 
möglich sein wird, Schutzimpfungen gegen 
die spinale Kinderlähmung in der Bundes- 
republik vornehmen zu lassen, weil die 
neuesten staatlichen Prüfungsbestimmungen 
für den Poliomyelitis-Impfstoff noch immer 
bei dem ßundesgesundheitsamt liegen, während 
im Ausland dagegen bereits mehr als 10 
Millionen Kinder mit Erfolg gegen die spinale 
Kinderlähmung schutzgeimpft worden sind ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahl- 
reiche Mineralöl verarbeitende Betriebe der 
chemischen Industrie die sich entwickelnden 
Abgase durch Verbrennen („Abfackeln”) be- 
seitigen, um zu vermeiden, daß das als Roh- 
stoff verbrauchte Mineralöl steuerpflichtig 
wird? 
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Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese unverantwortliche und der Öffent- 
lichkeit so anschaulich vorgeführte Verschwen- 
dung von Energie durdi eine sinnvollere 
Steuerregelung künftig zu verhüten? 

17. Abgeordneter Ist der Herr Bundes verkehrsminister bereit, 

Kühlthau die zuständige Straßenbaubehörde zu veran- 

lassen, für die Beseitigung der Teilsperrung 
auf dem Autobahnabschnitt Düsseldorf-Süd/ 
Düsseldorf-Nord bei Kilometerstein 503, die 
durch die Lagerung von 2-3 cbm Asche ver- 
ursacht ist, Sorge zu tragen und generell die 
Straßenbaubehörden zu veranlassen, Sperrun- 
gen der Autobahn nur in dem unumgänglich 
notwendigen Ausmaß und für die möglichst 
kürzeste Zeit anzuordnen? 

18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, geeignete Maß- 
Müller-Hermann nahmen — gegebenenfalls durch Änderung 

des Sprengstoffgesetzes — zu ergreifen, um 
die Herstellung, die Abgabe und das Abbren- 
nen von Feuerwerkskörpern so zu beschränken, 
daß nicht Menschen und Gebäude in teilweise 
leichtfertiger Weise gefährdet werden können, 
wie es wiederum in allen Teilen der Bundes- 
republik während der letzten Silvesternacht 
vor gekommen ist? 

Bonn, den 6. Januar 1956 


5 



